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Das Migrationsproblem kann nicht gelöst werden, ohne alle beteiligten Regierungen in die Pflicht zu nehmen.DieAufnahme zeigt britische Grenzpolizisten im Juli
2021, wie sie inWalmer ein Schlauchboot untersuchen, das von Flüchtlingen zur Überquerung des Ärmelkanals benutzt wurde. DAN KITWOOD / GETTY

Asylpolitik auf einem
veralteten Fundament
Von Covid-News aus den Schlagzeilen verdrängt, sind im vergangenen Jahr 1500 Menschen auf
ihrem Weg zu einem Asylverfahren ertrunken. Ein unhaltbarer Zustand, der mit einer Revision
der Flüchtlingskonvention entschärft werden kann. Gastkommentar von Toni Stadler

DieUno-Flüchtlingskonvention, verfasst unter dem
Eindruck vonHolocaust und ethnischen Säuberun-
gen in Osteuropa, erleichterte elf MillionenVertrie-
benen die Rücksiedlung nachWesteuropa.

Ursprünglich betraf der Vertrag nur politische
Flüchtlinge aus Ereignissen in Europa vor 1951,
die wegen ihrer Ethnie, Religion, sozialen Gruppe,
Nationalität oder Überzeugung fliehen mussten.
1967 wurde die Gültigkeit der Konvention durch
das «Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht-
linge» auf Ereignisse rund umdieWelt ausgeweitet.
Offenbar sah damals niemand voraus, was für eine
Anziehungskraft dieserVertrag aufArmutsmigran-
ten (hier geht es nicht um reguläre Arbeitsmigran-
ten) ausüben würde, welche Artikel 31 als Rechts-
grundlage für gesetzwidrigeGrenzübertritte nutzen.

Verlust
des politischen Scharfblicks
Da die Konvention das Recht auf einAsylverfahren
in jedem Unterzeichnerstaat garantiert, wurde sie
zur Verhinderung des Weiterwanderns schon früh
verletzt. Ich begann meine Berufslaufbahn 1987
bei der United Nations Border Relief Operation in
Thailand, die vom Sicherheitsrat geschaffen worden
war, um die Flüchtlingskonvention zu umgehen.

Weil es undenkbar schien,eineMillion kriegsver-
triebener Bauern aus Kambodscha nach Nordame-
rikaoderEuropaumzusiedeln,versorgte siedieUno
mit Unterkunft, Nahrung, Spitälern, Schulen. Eine
politische Lösung abzuwarten, erwies sich als ver-
nünftig. Nach dem Pariser Friedensabkommen von
1991wurdendieVertriebenen in ihreUrsprungsdör-
fer repatriiert.Jahre später,alsAngestellter desUno-
Hochkommissariats für Flüchtlinge (UNHCR) in
Kongo-Kinshasa, geschah ein noch gröberer Bruch
der Konvention.Weil niemand 1,5 Millionen Hutu

aufnehmen wollte, wurden sie 1996 durch die rwan-
dische Armee zwangsrepatriiert. Es gäbe weitere
Beispiele. Gegenwärtig verfolgen wir die Vorgänge
in Polen, Griechenland, am Ärmelkanal und in La
Palma.Während die meisten Regierungen von EU-
Staaten mit grossen Worten behaupten, sie vertei-
digten die Flüchtlingskonvention, tun sie alles, um
Armutsmigranten durch Geldzahlungen an Regie-
rungen entlang der Fluchtwege oder mit Polizei-
gewalt von ihren Grenzen fernzuhalten.

Im Asyl- und Flüchtlingswesen lautet die Ant-
wort auf Unterdrückung anderswo ganz im Geist
der Flüchtlingskonvention «Resettlement» in
Länder, in denen nicht unterdrückt wird. Andere
Lösungen sind nicht ihre Aufgabe. Niemand will
Menschen irgendwo auf derWelt leiden sehen. Da
scheint es verständlich, dem Trend nachzugeben,
den Flüchtlingsbegriff auf weiteres Unheil auszu-
weiten – auf die Ungleichbehandlung von Frauen
in Afghanistan, die Unterdrückung von Homo-
sexuellen inWestasien undAfrika oder auf Klima-
flüchtlinge. Gesprächen mit selbstkritischen frü-
heren Kollegen beim UNHCR entnahm ich, dass
sich das Hochkommissariat zunehmend mit Sym-
ptombekämpfung befasst und damit den politi-
schen Scharfblick verliert. Es ist realitätsfremd, die
noch immer weitverbreiteten Menschenrechtsver-
letzungen durch einen Umzug der Geschädigten
nach Europa lösen zu wollen.

Wer die Konvention heute liest, bemerkt, dass
ihr Text bis ins Detail auf das Wohl der Opfer und
die Pflichten der Aufnahmeländer eingeht. Von
den Pflichten der Täter, die Ursachen der Flucht
zu beseitigen, ist nirgends die Rede. Obwohl es
dochAufgabe jeder Regierung wäre, ihre verschie-
denen Ethnien, Religionen, sozialen Gruppen und
die sexuellen Orientierungen zu schützen und ihre
Armen zu unterstützen.

Seit der Wende von 1989 ging es nicht mehr
darum, auf Menschenrechtsverletzungen mit der

Evakuation der Opfer in den freien Westen zu
reagieren. Sondern darum,durch politischenDialog
und Wirtschaftshilfe die Gleichstellung von Frau
und Mann, die Menschenrechte,Arbeitsplätze und
ein anständiges Einkommen allen Menschen im
Heimatland zugänglich zu machen.

Menschen schützen
statt gefährden
Ein Asylverfahren dauert – je nach Andrang – ei-
nige Monate bis Jahre; mit Unterkunft, Taggeld,
Krankenversicherung, etwas Schwarzarbeit zur
Unterstützung der Familie und zur Abzahlung des
Schlepper-Darlehens. Bei Ablehnung folgt oft das
Abtauchen – etwa unter die «Sans-Papiers» – oder
ein erneuter Asylantrag andernorts.

Die in Hauptstädten und in jedem Flüchtlings-
lager präsenten Menschenschmuggler verkaufen
für 4000 Dollar den Zugang zu einem Asylver-
fahren in einem liberalen Land. Die zumeist städ-
tischen Asylsucher bewegen sich – meist nachts –
durchWüsten, über Meerengen,Berge und ein hal-
bes Dutzend Landesgrenzen hinweg zu einemAmt
für das Flüchtlingswesen, welches die Konvention
noch korrekt umsetzt.

Eine gefährliche Reise, an deren Ende neun-
zig Prozent der Asylgesuche abgewiesen werden.
Über die Folgen berichten die Medien fast täglich.
Nach Schätzung der Internationalen Organisation
fürMigration ertranken 2021 jedenTagmindestens
fünfMenschen.Die Dunkelziffer sei hoch.Vermut-
lich bringt das falscheVersprechen der Konvention
heute mehr Menschen in Lebensgefahr, als es echt
Verfolgte schützt.

Bereits zu meiner Zeit mit dem UNHCR gab
es im Management zwei Lager: auf der einen Seite
die Realisten, die sagten, eine Konvention, die lau-
fend gebrochen werde, um fremdenfeindliche Par-
teien in Schach zu halten, schmälere dieAsylchance
tatsächlich Verfolgter und diskreditiere internatio-
nales Recht.Auf der anderen Seite die Fundamen-
talisten, die sagten, wenn wir die Flüchtlingskon-
vention («diesen Meilenstein der Zivilisation») zur
Revision freigäben, erhielten wir eine schlechtere.

Schlechter fürwen? Initiativen,dasVertragswerk
derGegenwart anzupassen,gabes schon früher.Von
links durch den britischen Labour-Aussenminister
JackStraw,der 2001 fand,zu vielZeit undGeldwür-
den für unbegründete Gesuche verschwendet statt
zum Schutz wirklich Bedrohter. Von rechts durch
den dänischen Ministerpräsidenten Lars Løkke
Rasmussen, der während des Ansturms syrischer
Kriegsvertriebener 2015 sagte, ab einer gewissen
Zahl sei dieUmsetzung derKonvention unmöglich.

Mit dem Diskussions-Stopper «Flüchtlings-
rechte sind unantastbar» liess das UNHCR bisher
jeden Revisionsvorschlag versanden. Dabei ist es
nicht Sache des UNHCR, zu bestimmen, was die
Basis seines Mandats ist, sondern die der 149 Ver-
tragsstaaten,welche von den Konsequenzen der un-
kontrollierten Migration betroffen sind. Jeder von
ihnen kann die Konvention verlassen oder eine Re-
vision verlangen.Angesichts eines wachsendenGe-
fühls der Ausweglosigkeit in der Asylpolitik gäbe
es heute mehrVerbündete für einen Neuanfang als
früher: die USA, Grossbritannien, Frankreich und
kleinere Staaten der EU.

Richtig wäre eine Konvention über «Die Rechte
von Flüchtlingen und die Pflichten beteiligter
Regierungen».Am Flüchtlingsbegriff, den Rechten
anerkannter Flüchtlinge, etwa dem Non-Refoule-
ment-Prinzip, braucht sich nichts zu ändern (nur
der Ort des Asylverfahrens würde verlegt). Drei
Punkte gehören in den revidierten Vertrag:

Pflichten der Herkunftsländer: Weil die Einhal-
tung der Menschenrechte, gutes Regieren und ein
Mindestmass an sozialem Ausgleich die irreguläre
Migration reduzieren,verpflichten sichVertragsstaa-
ten,die verbindlichenNormen derUno einzuhalten
und bei Verstössen eine Untersuchung durch den
Internationalen Strafgerichtshof inDenHaag zuzu-
lassen. Zudem verpflichten sie sich, den Menschen-
schmuggel zu bekämpfen und beim Rücktransport
ihrer abgewiesenenAsylbewerber zu kooperieren.

Pflichten der Aufnahmeländer: Vertragsstaaten
verpflichten sich, Flüchtlinge und Vertriebene in
der jeweiligen Region zu schützen, zu unterstüt-
zen und ihnen Zugang zu einemAsylverfahren bei
allen Botschaften zu geben. Länder mit Pro-Kopf-
Einkommen über 10 000 Dollar finanzieren den
Flüchtlingsunterhalt in den Regionen. Sie richten
ihre Auslandhilfe mittelfristig auf Repatriierung
und langfristig auf den Abbau der Wohlstands-
unterschiede aus.

Frühe Trennung von Flüchtlingen und Auswan-
derern: UmAsylbewerbern gefährliche Reisen zu
ersparen und den Menschenschmuggel unrenta-
bel zu machen, akzeptieren die Vertragsstaaten,
dassAsylgesuche ausschliesslich bei den Botschaf-
ten der Herkunftsregion oder in Uno-Flüchtlings-
lagern eingereicht werden können. Damit sind
Asylverfahren in Aufnahmeländern abgeschafft.
Die abgewiesenen Asylbewerber benutzen regu-
läre Auswanderungswege.

Toni Stadler arbeitete 25 Jahre in Flüchtlingslagern und
Organisationen der Internationalen Zusammenarbeit –
IKRK, UNDP, UNHCR, OECD und EDA (Deza).

Richtig wäre
eine Konvention über «Die
Rechte von Flüchtlingen
und die Pflichten
beteiligter Regierungen».
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Fall Djokovic

Australiens Regierung blamiert sich
PATRICK ZOLL

Man kann von Novak Djokovic halten, was man
will. Man kann seine Weigerung, sich impfen zu
lassen, als sein gutes Recht sehen oder als Dumm-
heit. Man darf sich zu Recht fragen, warum so ein
Aufsehen gemacht wird um einen Typen, der sich
allein dadurch auszeichnet, dass er gelbe Bälle bes-
ser über ein Netz schlägt als andereMenschen.Und
man darf es auch störend finden, dass internatio-
nale Sportanlässe – im Tennis, in der Formel 1, die
Olympischen Spiele – stattfinden,während dieWelt
wegen der Pandemie noch immer geprägt ist von
Reisebeschränkungen und Einreisequarantänen.

Doch um all das geht es nicht beim Drama um
denWeltranglistenersten imTennis und seine Reise
ans Australian Open. Es geht darum, dass es eine
australischeAusnahmeregelung gibt, laut der unge-
impfte Spieler ans Turnier nach Melbourne reisen
können. Novak Djokovic ist ungeimpft.Aber Djo-
kovic hat die Ausnahmebedingungen erfüllt – das
haben zwei unabhängige Kommissionen befunden.

Es ist müssig darüber zu diskutieren, ob diese
Regel richtig ist. Dass sie beim australischen Volk
schlecht ankommt, ist verständlich. Australierin-
nen und Australier waren im Namen der Pande-
miebekämpfung fast zwei Jahre von der Aussen-

welt abgeschnitten. Sie verpassten runde Geburts-
tage undHochzeiten von besten Freunden. Sie fehl-
ten bei der Geburt von Grosskindern. Sie konnten
engste Angehörige nicht in den Tod begleiten.

Ob eine Ausnahmeregel für ungeimpfte Ten-
nisspieler dem Volk zumutbar ist oder nicht, hät-
ten sich die Verantwortlichen allerdings im Voraus
überlegen müssen. Und nicht erst, als sie sahen,
dass die Volksseele wegen Djokovic kocht.

Als die Grenzschutzbehörden Djokovics Visum
annullierten und ihn inAuslieferungshaft steckten,
twitterte Premierminister Scott Morrison: «Regeln
sind Regeln – vor allem, wenn es um unsere Gren-
zen geht. Niemand steht über diesen Regeln.» Der
Premierminister glaubte, so bei denWählern punk-
ten zu können und von seinem eigenen Versagen
in der Pandemiebekämpfung ablenken zu können.
Das war billigster Populismus.

Womit Morrison und die anderen Politiker, die
sich als Verteidiger Australiens aufspielen, wohl
nicht gerechnet haben:Djokovic stieg nicht einfach
in das Flugzeug und flog nach Hause. Er akzep-
tierte die Annullation seines Visums nicht.

Normalerweise bleiben im Netz der Border
Force Backpacker und illegal einreisende Migran-
ten hängen.Oder Flüchtlinge, deren Schutzbedürf-
nis nach internationalem Recht zwar anerkannt ist,

die aber jahrelang in Lagern gehalten werden (ei-
nige im gleichen Hotel wie Djokovic). Sie alle kön-
nen sich gegen Entscheide der mächtigen Einwan-
derungsbehörde kaumwehren, die über einen gros-
sen Ermessensspielraum verfügt.

Djokovic konnte sich wehren. Und er tat es.
Anthony Kelly, der Richter, der Djokovic die

Freiheit zurückgab, schien sich vor allem an For-
malitäten gestört zu haben. Vereinfacht gesagt er-
kannte Kelly, dass jemand, der nach bestem Wis-
sen und Gewissen alle Auflagen für ein Visum er-
füllt hat, dieses nicht einfach wieder verlieren soll.
«Was sollte der Mann sonst noch getan haben?»,
fragte Kelly rhetorisch.

Theoretisch kann der Immigrationsminister
Alex Hawke das Visum von Djokovic trotz dem
Richterspruch erneut annullieren. Seine Befugnisse
diesbezüglich sind fast uneingeschränkt. Doch er
tut gut daran, dies sein zu lassen.Der Imageschaden
für Australien ist schon gross genug.Wer in einem
Loch steckt, sollte aufhören zu graben.

Für die brusttrommelnden Politiker heisst das:
«Gesteht euch ein, dass ihr euch verschätzt habt.»
Ihnen bleibt nur, dasAustralienOpen am Fernseher
zu schauen – und ganz fest zu hoffen, dass Djokovic
das Turnier nicht auch noch gewinnt. Sonst haben
sie neben dem Schaden auch noch den Spott.

Streit um Corona-Massnahmen

Hurra, die Schule spaltet nicht!
DAVID BINER

Eltern halten sich für Schulexperten, weil auch
sie früher die Schulbank gedrückt haben. Die
Schule weckt kollektive Emotionen wie beim
Fussball und betrifft alle wie bei einer Pande-
mie. Der grosse Unterschied: Bei der Schule geht
es nicht um Sportler, die dank ihren Löhnen be-
reits vorgesorgt haben. Geht es um Schule, geht
es um das Wohl der Kinder und somit um die
Zukunft einer Gesellschaft. Geht es um die Kin-
der, geht es um alles.

Die Schule war schon immer ein Spannungsfeld
zwischen Pädagogen, Politik und Eltern. Bildungs-
politik ist auch immer Erziehungspolitik. Und je
näher der Staat an den Familientisch heranregiert,
desto wachsamer sollten die Eltern sein, umso kri-
tischer die Kinder dereinst werden.Egal ob Sexkof-
fer, «Mille feuilles» oder Antonius als Klimaheili-
ger imReligionsunterricht:Die Schule lebt von die-
sen gesellschaftlichen Debatten, die sie oft im Klei-
nen und im Lokalen abbildet. Bei Corona ist das
nicht anders.

Es ist nichts falsch daran, wenn Eltern in der
bernjurassischen Gemeinde Tavannes friedlich
auf die Strasse gehen gegen die Maskenpflicht
an Schulen für unter Zwölfjährige. Ebenso be-

rechtigt sind die Anliegen jener Eltern, die sich
für einen schnelleren Zugang zur Kinderimpfung
starkmachen. Gleichzeitig droht die Schule nun
vermehrt zwischen die Fronten von Massnahmen-
gegnern und Massnahmenbefürwortern zu gera-
ten. Nach zwei Jahren wird sie von einem laten-
ten Neben- zu einem der explosiven Hauptschau-
plätze der Pandemie und deren Glaubenskriege.
Eltern aus beiden Lagern drohen damit, ihre Kin-
der aus der Schule zu nehmen und sie daheim zu
unterrichten.

Die unnachgiebige Sicht der Eltern auf die Pan-
demie und deren Bekämpfung schadet der Schule
als Institution. Und sie schadet den Kindern. Die
Welt da draussen mag verrücktspielen, in der
Schule haben sie Struktur, Regeln und Bezugsper-
sonen. Hier ist es egal, ob Omikron eineWand, ein
Tsunami oder einfach eine weitere Viruswelle ist.
Das Klassenzimmer ist für die Kinder ein Ort der
Stabilität in diesen bewegten Zeiten.

Eltern, die immer noch vergeblich auf den Luft-
filter im Schulgebäude warten oder die vorüber-
gehende Maskenpflicht für unzumutbar halten,
müssen sich zumindest fragen, ob sie ihren Kin-
dern beim Homeschooling diese vertraute Bestän-
digkeit bieten können. Sie müssen sich fragen, ob
sie die besseren Lehrer sind.

Bei allen möglichen Einwänden im Hinblick
auf die zu vielen oder zu wenigen Massnahmen:
Die Resilienz der Volksschule geht weit über die
epidemiologischen Aspekte hinaus. Anders als zu
Hause hat im Klassenzimmer die kleine Maria die
gleichen Voraussetzungen wie der kleine Moham-
med. Die Begabten nehmen hier Rücksicht auf die
Träumer, die Lernschwachen müssen sich ranhal-
ten. Allen wird geholfen, die Volksschule bleibt
auch in Seuchenzeiten eine Integrationsmaschine.
Sie spaltet nicht – und soll deshalb auch nicht ge-
spalten werden.

Natürlich steht und fällt dieses idealisierte Bild
mit den Lehrpersonen. Pythagoras oder Passé Sim-
ple gehen vergessen, gute (und schlechte) Lehrer
prägen einen fürs Leben. Auch ihre Stellung wird
durch die zusehends verengten Corona-Debatten
rund um die Schule untergraben. Ob mit oder
ohne Maskenpflicht – die Lehrpersonen werden
auch weiterhin alles daransetzen, die Kinder alters-
gerecht und pragmatisch durch diese Pandemie zu
begleiten. Seit zwei Jahren stellen sie sich täglich
einer potenziellen Virenlast von mindestens 20
Haushalten. Statt bittere Grabenkämpfe und zu-
nehmende Gesuche für Homeschooling verdie-
nen sie mehr Gelassenheit und Vertrauen vonsei-
ten der Eltern.

Härtefallhilfe für Unternehmen

Die Zeit der Giesskanne ist vorbei
MATTHIAS BENZ

Die Öffentlichkeit starrt gebannt auf die Corona-
Fallzahlen und auf die Zahl der täglichen Spitalein-
weisungen. Dabei geraten andere wichtige Folge-
erscheinungenderPandemie ausdemFokus,etwadie
fortwährenden staatlichenHilfen für Unternehmen.

Es geht aber auch hier um einiges. Der Staat
übernimmt nicht nur den grössten Teil der Rech-
nung, wenn Firmen ihre Mitarbeiter in Kurzarbeit
schicken. Er hat Schweizer Unternehmen darüber
hinaus allein im vergangenen Jahr rund 4,6 Milliar-
den Franken an sogenannten Härtefallhilfen über-
wiesen. Für die Bürger ist es von Belang, ob dieses
Steuergeld vernünftig eingesetzt wird.

Dies gilt besonders, weil es auch für das Jahr
2022 Härtefallhilfen geben wird. Unter dem Ein-
druck der anrollenden Omikron-Welle hat das Par-
lament kurz vor Weihnachten den Weg dafür frei
gemacht.Die geplante Umsetzung,wie sie aus dem
Verordnungsentwurf hervorgeht, hat nun allerdings
bereits wieder Kritik hervorgerufen. Linke Politi-
ker fürchten, die Unternehmen erhielten zu we-
nig Geld. Und der Präsident des Verbandes Gas-
trosuisse warnte vor einem «Bürokratiemonster».

Aber Finanzminister Maurer sollte an seiner
Stossrichtung festhalten: Die geplante schärfere
Gangart ist richtig.

Das alte Härtefallprogramm hatte zu stark auf
das Prinzip Giesskanne gesetzt. In der zweiten
Corona-Welle ab Herbst 2020 entschieden sich
Bund und Kantone, dass es nun vor allem schnell
und unbürokratisch gehen solle. Es wurden zum
Beispiel einfache Kriterien für die Anspruchs-
berechtigung festgelegt: Es reichte für ein Unter-
nehmen, mindestens vierzig Tage behördlich ge-
schlossen zu sein, um Härtefallhilfe zu erhalten.

Dieser Ansatz war zu jenem Zeitpunkt nach-
vollziehbar, aber er hatte auch seine Schatten-
seiten. So bekamen laut einer Untersuchung der
Finanzkontrolle im Jahr 2021 rund 2500 Unter-
nehmen Härtefallhilfen ausbezahlt, obwohl sie
2020 geschäftlich ein überdurchschnittlich gutes
Jahr hatten.

Das muss keinen Missbrauch bedeuten – man-
che Firmen hatten erst während der zweiten
Schliessungsrunde Anfang 2021 Ausfälle. Aber es
zeigt, dass sich die Härtefallhilfe eher locker an der
«Bedürftigkeit» eines Unternehmens ausrichtete.
Zudem machen Analysen der NZZ deutlich, dass
das alte Programm – trotz oder gerade wegen fort-
währender Klagen aus den betroffenen Branchen –
recht grosszügig ausgefallen ist.

Das neue Härtefallprogramm für 2022 soll
nun zwar einiges für Unternehmen noch ein-
facher machen. So wird es Geld auch ohne be-

hördliche Schliessungen geben, wenn Firmen Ein-
bussen wegen Betriebsausfällen oder ausbleiben-
der Kundschaft erleiden. Aber der entscheidende
Punkt ist, dass der Bund die Schraube bei derAus-
zahlung der Hilfen anziehen will. Die Firmen sol-
len nur jene Fixkosten entschädigt erhalten, die sie
tatsächlich nicht decken können. Und sie müssen
nachweisen, dass sie zuvor selbst genügend unter-
nommen haben, um wirtschaftlich überlebensfähig
zu bleiben.

Dass Gastrosuisse nun vor einem «Bürokratie-
monster» warnt, ist deshalb eigentlich als Lob für
das neue Programm zu werten. Mehr Bürokratie
ist hier für einmal sinnvoll: Sie bedeutet, dass die
Behörden künftig vertieft abklären wollen, ob eine
Firma tatsächlich «bedürftig» ist.

Für die Steuerzahler ist das eine gute Nachricht.
Es soll eine Verschiebung innerhalb einer delika-
ten Balance stattfinden. Auf der einen Seite wird
der Staat mutmasslich überlebensfähigen Firmen
auch künftig helfen und so einen Flurschaden in
der Wirtschaft verhindern. Aber er wird genauer
hinschauen, und die Unternehmen müssen ten-
denziell mehr für ihre eigene Überlebensfähigkeit
tun. Auf der anderen Seite soll künftig das Geld
der Steuerzahler stärker geschont werden. Es ist
richtig, die Giesskanne jetzt im Schrank verschwin-
den zu lassen.

Ob eine Ausnahmeregel
für ungeimpfte Tennisspieler
dem Volk zumutbar ist
oder nicht, hätten sich die
Verantwortlichen im Voraus
überlegen müssen.

Statt Grabenkämpfe und
zunehmende Gesuche für
Homeschooling verdienen
die Lehrpersonen mehr
Gelassenheit und Vertrauen
vonseiten der Eltern.

Finanzminister Maurer
sollte an seiner Stossrichtung
festhalten: Die geplante
schärfere Gangart
ist richtig.


